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Anlage „Tariftreue und Mindestarbeitsbedingungen“ 

Zu Nr. 6 der „Besonderen Vertragsbedingungen“ der 

Stadt Mönchengladbach 

für die Ausführung von Bauleistungen 

 

Der Auftragnehmer ist zur Einhaltung der Vorgaben des Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen verpflichtet. Die weiteren Vertragsbedingungen bleiben hiervon unberührt. Hierzu vereinbaren 
die Parteien Folgendes: 

 

1. Einhaltung von Mindestarbeitsbedingungen 

1.1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, 

 

a) für Leistungen, deren Erbringung dem Geltungsbereich 
- eines nach dem Tarifvertragsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 

1969 (BGBl. I S. 1323) in der jeweils geltenden Fassung für allgemein verbindlich erklärten 
Tarifvertrages, 
 

- eines nach dem Tarifvertragsgesetz mit den Wirkungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes 
vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799) in der jeweils geltenden Fassung für allgemein 
verbindlich erklärten Tarifvertrages oder 
 

- einer nach den §§ 7, 7a oder 11 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder nach § 3a des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 
1995 (BGBl. I S. 158) in der jeweils geltenden Fassung erlassenen Rechtsverordnung 
unterfällt, 

seinen Beschäftigten (ohne Auszubildende) bei der Ausführung des Auftrags wenigstens 
diejenigen Mindestarbeitsbedingungen einschließlich des Mindestentgelts zu gewähren, die in 
dem Tarifvertrag oder der Rechtsverordnung verbindlich vorgegeben werden. 

 
b) für Leistungen im Bereich des öffentlichen Personenverkehrs auf Straße und Schiene (§ 1 Abs. 

Absatz 3 TVgG) seinen Beschäftigten (ohne Auszubildende) bei der Ausführung des Auftrags 
wenigstens das in Nordrhein-Westfalen für diese Leistung in einem einschlägigen und 
repräsentativen mit einer tariffähigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifvertrag vorgesehene 
Entgelt nach den tarifvertraglich festgelegten Modalitäten zu zahlen und während der 
Ausführungslaufzeit Änderungen nachvollziehen. 

 
c) bei der Ausführung der Leistung seinen Beschäftigten (ohne Auszubildende) wenigstens ein 

Entgelt in Höhe des allgemeinen Mindestlohns, nach den Vorgaben des Mindestlohngesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1348) in der jeweils 
geltenden Fassung zu zahlen. Diese Pflicht gilt auch, sofern das gemäß lit. a) und b) zu zahlende 
Entgelt das Mindeststundenentgelt nach dem Mindestlohngesetz unterschreitet.  
 

1.2. Der Auftragnehmer trägt dafür Sorge, dass die bei der Ausführung des Auftrags beteiligten 
Nachunternehmen die in Ziffer 1.1. genannten Pflichten ebenfalls einhalten. 
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1.3. Ziffer 1.1., lit. c) gilt nur, sofern die ausgeschriebene Leistung im Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland erbracht wird. Ziffer 1.1., lit. c) gilt nicht für Auftragnehmer, die 
unter § 224 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 sowie § 226 des Neunten Sozialgesetzbuches fallen. 
 
 
 

2. Kontroll- und Prüfrecht 

Der Auftraggeber ist berechtigt, die Einhaltung der unter Ziffer 1. genannten Verpflichtungen während der 
Auftragsausführung zu überprüfen. Hierzu ist der Auftragnehmer verpflichtet, 

a) dem Auftraggeber auf dessen Verlangen die notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen, 
aus denen sich die Einhaltung der unter Ziffer 1. genannten Verpflichtungen zweifelsfrei ergibt. 
Sofern diese Unterlagen personenbezogene Daten enthalten, erfolgt die Vorlage in 
anonymisierter Form sowie unter Beachtung des Datenschutzrechts.   

b) seine Beschäftigten auf die Möglichkeit solcher Kontrollen hinzuweisen. 

 

3. Kündigung aus wichtigem Grund; Vertragsstrafe  

3.1. Der Auftraggeber kann den Vertrag aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist unter 
anderem kündigen, 

a) wenn der Auftragnehmer eine Pflicht aus Ziffer 1. verletzt, 
b) wenn der Auftragnehmer nicht sicherstellt, dass die Nachunternehmen eine Pflicht aus Ziffer 1. 

einhalten oder 
c) wenn der Auftragnehmer seinen Pflichten aus Ziffer 2. nicht nachkommt. 

 
3.2. In den in Ziffer 3.1. genannten Fällen, verpflichtet sich der Auftragnehmer zur Zahlung einer 

Vertragsstrafe, deren Höhe eins von Hundert, bei mehreren Verstößen bis zu fünf von Hundert 
des Auftragswertes beträgt. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer die Pflichtverletzung nicht 
zu vertreten hat. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens durch den Auftraggeber ist nicht 
ausgeschlossen, jedoch wird die verwirkte Vertragsstrafe auf den weiteren Schadensersatz des 
Auftraggebers angerechnet. 
 

3.3. Im Übrigen berühren Ziffer 3.1. und 3.2. nicht die weiteren Rechte der Vertragsparteien.  
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Eigenerklärung zu 
Verhütung und Bekämpfung von Korruption in der öffentlichen Verwaltung 
RdErl. des Innenministeriums, zugleich im Namen des Ministerpräsidenten und aller Landesministerien, 
vom 26.04.2005 - IR 12.02.06 - 
 
Mir ist bekannt, dass seitens der Vergabestelle noch keine Informationen hinsichtlich etwaiger früherer 
Ausschlüsse meines Unternehmens von Vergabeverfahren oder Verfehlungen, die zu Eintragungen in 
das Vergaberegister des Landes NRW führen können, eingeholt wurden. 
Ich versichere hiermit, dass keine Verfehlungen vorliegen, die meinen Ausschluss von der Teilnahme am 
Wettbewerb rechtfertigen könnten1 oder zu einem Eintrag in das Vergaberegister führen könnten2. 

Mir ist bekannt, dass die Unrichtigkeit vorstehender Erklärung zu meinem Ausschluss vom Vergabe-
verfahren sowie zur fristlosen Kündigung eines etwa erteilten Auftrages wegen Verletzung einer 
vertraglichen Nebenpflicht aus wichtigem Grunde führen und eine Meldung des Ausschlusses und der 
Ausschlussdauer an die Informationsstelle nach sich ziehen kann. 
Ich verpflichte mich, die vorstehende Erklärung auch von Nachunternehmern zu fordern und vor 
Vertragsschluss bzw. spätestens vor Zustimmung des Auftraggebers zur Weiterbeauftragung vorzulegen. 
 
 
 
 
 
Ort, Datum  Unterschrift 
 Firmenstempel 
 
 
1 Verfehlungen, die in der Regel zum Ausschluss des Bewerbers oder Bieters von der Teilnahme am Vergabeverfahren 
führen, sind - unabhängig von der Beteiligungsform, bei Unternehmen auch unabhängig von der Funktion des Täters oder 
Beteiligten - insbesondere: 
- Straftaten, die im Geschäftsverkehr oder in Bezug auf diesen begangen worden sind, u. a. Betrug, Subventionsbetrug, 

Untreue, Urkundenfälschung, wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Vergabeverfahren, Bestechung - auch im 
geschäftlichen Verkehr- oder Vorteilsgewährung, 

- das Anbieten, Versprechen oder Gewähren von unerlaubten Vorteilen an Personen, die Amtsträgern oder für den 
öffentlichen Dienst Verpflichteten nahe stehen, oder an freiberuflich Tätige, die bei der Vergabe im Auftrag einer 
öffentlichen Vergabestelle tätig werden. 

Verstöße gegen das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, u.a. Absprachen über die Abgabe oder die Nichtabgabe 
von Angeboten, sowie die Leistung von konkreten Planungs- und Ausschreibungshilfen, die dazu bestimmt sind, den 
Wettbewerb zu beeinflussen, führen dann zum Ausschluss, wenn Tatsachen auch auf unrechtmäßige oder unlautere 
Einflussnahme auf das Vergabeverfahren hindeuten. 

2 Ein Eintrag in das Vergaberegister kann unabhängig von einem Vergabeausschluss auch erfolgen, wenn die 
Voraussetzungen des § 5 des Gesetzes zur Verbesserung der Korruptionsbekämpfung und zur Errichtung und Führung 
eines Vergaberegisters in Nordrhein-Westfalen (Korruptionsbekämpfungsgesetz - KorruptionsbG) vorliegen. Danach liegt 
eine Verfehlung vor, wenn durch eine natürliche Person im Rahmen einer unternehmerischen Betätigung 
1. Straftaten nach §§ 331 – 335, 261 (Geldwäsche, Verschleierung illegalen Vermögens), 263 (Betrug), 264 

(Subventionsbetrug), 265 b (Kreditbetrug), 266 (Untreue), 266 a (Vorenthalten/Veruntreuen von Arbeitsentgelt), 298 
(illegale Absprachen bei Ausschreibungen), 299 (Bestechung/Bestechlichkeit), 108e (Abgeordnetenbestechung) StGB 
und nach § 370 der Abgabenordnung, 

2. nach §§ 19, 20, 20 a und 22 des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen, 
3. Verstöße gegen § 81 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), insbesondere nach § 14 GWB durch 

Preisabsprachen und Absprachen über die Teilnahme am Wettbewerb, 
4. Verstöße gegen § 16 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes, 
5. Verstöße, die zu einem Ausschluss nach § 21 des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen 

Beschäftigung (Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz - SchwarzArbG) oder nach § 6 Arbeitnehmer-Entsende-gesetz 
führen können oder geführt haben,  

von Bedeutung, insbesondere in Bezug auf die Art und Weise der Begehung oder den Umfang des materiellen oder 
immateriellen Schadens, begangen worden sind. 

Ein Eintrag erfolgt bei einer Verfehlung im Sinne des Absatzes 1 
1. bei Zulassung der Anklage 
2. bei strafrechtlicher Verurteilung 
3. bei Erlass eines Strafbefehls 
4. bei Einstellung des Strafverfahrens nach § 153 a Strafprozessordnung (StPO) 
5. nach Rechtskraft eines Bußgeldbescheids 
6. für die Dauer der Durchführung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der Beweislage 

bei der meldenden Stelle kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung besteht, und die Ermittlungs- 
bzw. die für das Bußgeldverfahren zuständige Verwaltungsbehörde den Ermittlungszweck nicht gefährdet sieht. 



Eigenerklärung gemäß § 6 Abs. 3 VOL/A bzw. § 4 (6) und § 4 (9) VOF 

 

Ich erkläre/Wir erklären, dass 

 mein/unser Unternehmen gewerberechtlich ordnungsgemäß angemeldet ist, bzw. entsprech- 
ende gewerberechtliche Erlaubnisse erteilt wurden. 

 mein/unser Unternehmen im entsprechenden Register eingetragen ist, sofern dies gesetzlich 
vorgeschrieben ist. 

 eine Betriebshaftpflichtversicherung abgeschlossen wurde. 

 die für die Ausführung der Leistung vorgesehenen Personen entsprechend zertifiziert, bzw. 

qualifiziert sind. 

 ich/wir meinen/unseren Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der 

Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung nachgekommen bin/sind und ermächtigen den 
Auftraggeber, Auskünfte über die Meldedateien personenunabhängig einzuholen bzw. lege(n) 

diese auf Verlangen des Auftraggebers vor. 

 ich/wir meinen/unseren Verpflichtungen der Beiträge zu den Krankenversicherungen und 

Berufsgenossenschaften nachgekommen sind und auch weiterhin nachkommen. 

 ich/wir in den letzen zwei Jahren nicht gemäß § 21 Arbeitnehmerentsendegesetz bzw. § 16 
Mindestarbeitsbedingungengesetz zu einer Geldbuße von mehr als 2.500 € belegt worden 

bin/sind und mir/uns kein aktueller Verstoß gegen die o.a. Vorschriften und kein anstehender 
Bußgeldbescheid gegen das Unternehmen bzw. die verantwortlich handelnde(n) Person(en) 

betrifft/betreffen und mir/uns kein aktueller Verstoß gegen die o.a. Vorschriften bzw. kein 
anstehender Bußgeldbescheid gegen das Unternehmen bzw. die verantwortlichen Personen 
bekannt ist. 

 mir/uns nicht bekannt ist, dass im Korruptionsregister/Vergaberegister NW bzw. im Register für 
unzulässige Unternehmen gem. § 126a GWB eine Eintragung vorliegt, die das Unternehmen 
bzw. die verantwortlich handelnde(n) Person(en) betrifft/betreffen. 

 ich/wir die gewerberechtlichen Voraussetzungen für die Ausführung der angebotenen 
Leistungen erfülle(n), 

 zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe über mein/unser Vermögen nicht das Insolvenzverfahren 

oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder Antrag auf Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens gestellt ist oder dieser Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist und 
mein/unser Unternehmen sich nicht in Liquidation befindet. 

 ich/wir die staatlichen Sicherheitsvorschriften (insbesondere Arbeitsschutzgesetz, 
Arbeitssicherheitsgesetz einschließlich der dazugehörigen Rechtsverordnungen, insbesondere 

ArbeitsstättenV, DruckluftV, GefahrstoffV, BetriebssicherheitsV, PSA‐BenutzungsV, Lasten- 

handhabungsV) und die Sicherheitsvorschriften der Berufsgenossenschaften einhalten, die 

Bestimmungen gegen Schwarzarbeit, illegale Arbeitnehmerüberlassung und gegen 
Leistungsmissbrauch i. S. d. Dritten Sozialgesetzbuches, des Arbeitnehmerüberlassungs- 
gesetzes, bzw. des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit einhalten. 

 Ich/Wir erklären mein/unser Einverständnis, dass der Auftraggeber die Einhaltung der 

gesetzlichen Bestimmungen durch Stichproben am Ort der Leistung sowie anhand von 
vorzulegenden Belegen prüfen kann. Die Belege müssen mindestens enthalten: 

die Namen der für die Auftragserfüllung eingesetzten gewerblichen Arbeitnehmer, die im 
Rahmen der Auftragserfüllung von diesem Monat der Stichprobe geleisteten Arbeitsstunden 

sowie die an die gewerblichen Arbeitnehmer gezahlten Brutto‐Stundenlöhne ohne Zuschläge. 

 Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns, Löhne und Gehälter ‐ auch ausländischer Beschäftigter, sofern 

diese die Leistung innerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbringen ‐ mindestens monatlich 

über Gehaltskonten zu überweisen und vollständige, prüffähige, deutschsprachige Unterlagen 
über die Beschäftigungsverhältnisse im Unternehmen bereitzuhalten und auf Anforderung dem 
Auftraggeber vorzulegen. 



 Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, im potenziellen Auftragsfall gemäß Arbeitnehmer‐ 

Entsendegesetz bzw. Mindestarbeitsbedingungengesetz personenbezogene Daten (Name, 
Vorname, Geburtsname, Geburtsdatum, Geburtsort, Wohnanschrift) bekannt zu geben. 

 Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, Nachunternehmer nur unter der Voraussetzung zu 

beauftragen, dass der Nachunternehmer eine gleichlautende Erklärung abgibt. 

 Ich bin mir/Wir sind uns bewusst, dass eine wissentlich falsche Erklärung meinen/unseren 

Ausschluss von weiteren Auftragserteilungen zu Folge haben und mein/unser Unternehmen bis 
zur Dauer von zwei Jahren von der Vergabe öffentlicher Aufträge ausgeschlossen werden kann. 

 
 
 
 
 

 
Ort, Datum rechtsverbindliche Unterschrift, Firmenstempel 


